
Tenor 

1. Art. 11 der Verordnung (EG) Nr. 320/2006 des Rates vom 20. 
Februar 2006 mit einer befristeten Umstrukturierungsregelung für 
die Zuckerindustrie in der Europäischen Gemeinschaft und zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 über die Finan­
zierung der Gemeinsamen Agrarpolitik ist dahin auszulegen, dass 
der Teil der einem Unternehmen zugeteilten Zuckerquote, der einer 
präventiven Marktrücknahme nach Art. 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 493/2006 vom 27. März 2006 mit Übergangsmaßnahmen 
für die Reform der gemeinsamen Marktorganisation für Zucker 
und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1265/2001 
und (EG) Nr. 314/2002 in der durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1542/2006 der Kommission vom 13. Oktober 2006 geän­
derten Fassung unterliegt, in die Berechnungsgrundlage für den 
befristeten Umstrukturierungsbetrag einbezogen wird. 

2. Die Prüfung der zweiten Frage hat nichts ergeben, was geeignet 
wäre, die Gültigkeit von Art. 11 der Verordnung Nr. 320/2006 
zu berühren. 

( 1 ) ABl. C 92 vom 12.4.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 18. Juni 2009 
(Vorabentscheidungsersuchen des Obersten Gerichtshofs 
— Österreich) — David Hütter/Technische Universität 

Graz 

(Rechtssache C-88/08) ( 1 ) 

(Richtlinie 2000/78/EG — Gleichbehandlung in Beschäfti­
gung und Beruf — Diskriminierung wegen des Alters — 
Festlegung des Entgelts von Vertragsbediensteten des Staates 
— Ausschluss der vor Vollendung des 18. Lebensjahrs erwor­

benen Berufserfahrung) 

(2009/C 180/24) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberster Gerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: David Hütter 

Beklagte: Technische Universität Graz 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Obersten Gerichtshofs (Öster­
reich) — Auslegung der Art. 1, 2 und 6 der Richtlinie 
2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung 
eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleich­
behandlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. L 303, S. 16) — 
Verbot der Diskriminierung wegen des Alters — Nationale Re­
gelung, die bei der Bestimmung des Arbeitsentgelts für Vertrags­
bedienstete die Anrechnung der vor Erreichung des 18. Lebens­
jahrs zurückgelegten Dienstzeiten ausschließt 

Tenor 

Die Art. 1, 2 und 6 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. 
November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die 
Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf sind 
dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung entgegenstehen, 
die, um die allgemeine Bildung nicht gegenüber der beruflichen Bil­
dung zu benachteiligen und die Eingliederung jugendlicher Lehrlinge in 
den Arbeitsmarkt zu fördern, bei der Festlegung der Dienstaltersstufe 
von Vertragsbediensteten des öffentlichen Dienstes eines Mitgliedstaats 
die Berücksichtigung von vor Vollendung des 18. Lebensjahrs liegen­
den Dienstzeiten ausschließt. 

( 1 ) ABl. C 128 vom 24.5.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 4. Juni 2009 
(Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs — 
Deutschland) — Finanzamt Düsseldorf-Süd/SALIX 
Grundstücks-Vermietungsgesellschaft mbH & Co. Objekt 

Offenbach KG 

(Rechtssache C-102/08) ( 1 ) 

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Art. 4 Abs. 5 Unterabs. 
2 und 4 — Befugnis der Mitgliedstaaten, die Tätigkeiten von 
Einrichtungen des öffentlichen Rechts, die nach den Art. 13 
und 28 der Sechsten Richtlinie von der Steuer befreit sind, als 
Tätigkeiten zu behandeln, die ihnen im Rahmen der öffent­
lichen Gewalt obliegen — Modalitäten der Ausübung — 
Recht auf Vorsteuerabzug — Größere Wettbewerbsverzerrun­

gen) 

(2009/C 180/25) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesfinanzhof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Finanzamt Düsseldorf-Süd 

Beklagte: SALIX Grundstücks-Vermietungsgesellschaft mbH & 
Co. Objekt Offenbach KG 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs (Deutsch­
land) — Auslegung von Art. 4 Abs. 5 Unterabs. 2 und 4 sowie 
von Art. 13 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehr­
wertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungs­
grundlage (ABl. L 145, S. 1) — Einstufung der langfristigen
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